
Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 30.0ktober 1959 

44/ J A n fra g. e 
der Abgeordneten V 0 i t hof e r, Hab e r 1, B u t tin ger 
':;lOrI. G~nossen. L. .. J 

an die Bundesregierung, 

betreffend Zuteilung von GeldmitteJnfür Zwecke der Behebung. von Un­

wetterschäden und der Verhütung neuerlicher Schäden. 

-.-.-.-.-.-.-

Am Ende dieses Monates sind alle Mittel des ordentlichen Budgets,die 

dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft ·für die Wildbach- und 

Lawinenverbauung sowie für die Behebung von Unwetterschäden zur Verfügung 

stehen, restlos verbraucht. Die verantwortlichen Stellen stehen vor der 

Situation, dass in den Monaten November und Dezember keinerlei Sicherheits ... , 

Erhaltungs- und Schadensbehebungsarbeiten durdhgeführt werden können und 

darüber hinaus die erfahrenen Arbeiter gekündigt werden müssen, wobei 

bezweifelt werden muss, dass diese dann bei Einlangen von GeldmitteP alle 

wieder in den Dienst der Lawinen- und Wildbachverbauung zurückkehren werden. 

Dringende Arbeiten in den Katastrophengeb~en können nicht begonnen werden, 

eingeleitete Arbeiten können nicht fortgesetzt werden. 

Gerade angesichts dieser katastrophalen finanziellen Verhältnisse 

hat der Nationalrat in seiner Sondersitzung am 18.September 1959 ein Hoch­

wasserschäden -Fondsgesetz beschlossen. Für das Jahr 1959 ist nach den 

B'estimmungen dieses Gesetzes noch ein Betrag von 100 Millionen Schilling 

zn erwarten. Dieser Betrag kann jedoch, da die Vorarbeiten für die Aufle­

gung der im Gesetz vorgesehenen Anleihe noch einige Zeit in Anspruch nehmen 

werden,wahrscheinlich erst frühestens im Dezember 1959 zur Verfügung ge­

stellt werden.Hier könnte durch die Flüssigmachung eines Vorschusses die 

~2rtsetzung der Arbeiten schon im November gesichert werden. 

Wie den unterzeichneten Abgeordneten bekannt geworden ist, beabsich­

tigt das Bundesministerium für Finanzen, den im ordentlichen Budget für das 

Jahr 1960 vorgesehenen Betrag für die Wildbach- und Lawinenverbauung nur 

zur Hälfte anzuweisen - dies :im Gegensatz zum Willen des Hohen Hauses, das 

die Mittel des Hochwasserschäden-Fonds als zusätzliche Leistungen betrachte~ 

und nicht als eine Möglichkeit der Kürzung der ordentlichen Budgetmittel. 

Die unterzeichneten Abgeordne~en richten daher an die Bundesregierung 

die nachstehenden 

A n fra gen 
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1.) Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend dem ei'lsttmmigcrl 

Beschluss des Nationalrates am 18.September 1959, den für 1959 nach dem 

Hochwassersc:äden-Fondsgesetz vorgesehenen Betrag von 100 MilL_oL8n Schilling 

durch entsprechende Massnahmen ehestens in vollem Umfang flüssig zu ::,'j,che~1.? 

2~) Ist-die Bundesregierung bereit, für die drircgendsten Sclls,dens­

-behebungen und vorbeugenden Massnahmen schon in den nächsten T8.gen entsp:' e­

chende Vorschüsse flüssig zu machen, um die Fortsetzung der Arbeiten zu er­

möglichen? 

3.) Ist die Bundesregierung b erei t, jetzt schon al:Le VorkeLi'mgen 

zu treffen, damit der nach dem Hochwasserschäden-Fondsgesctz für 1960 701:­

gesehene Betrag von 200 Millionen Schilling zeitgerecht zur Ve::'fügung steht? 

4.) Ist die Bundesregierung bereit, die rech dem HOC:l\T=J.sserschäden­

Fondsgesetz, entsprechend den Bestimmungen des WasserbautenförderungsgesetzC' s 9 

zur Verfügung zu stellenden Mittel ohne Kürzung der vorgesehenen Beträge: 

flüssig zu machen? 

5.) Ist die -Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen,QRSG dte tm 

ordentlichen Budget für 1960 vorgesehenen Mittel für Wildbach- und Lawinen­

verbauung ohne jede Kürzung für diese Zwecke flüssig gemacht werden? 

-.-.-.-.-.-.-
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